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L 23. Das, den 29. Mai 1908.

Amtlicher Theil..

· 46. Santa.
e“. ..._._‚'3

A. Betauntmachnngen des königlichen Eanbeatbs.
Nr. 251. Oels, den 23. Mai 1908.

Ilus einen-, die Iussührung des Reichsvereinsgesetzes be-
treffenden MinisterialsErlasse vom 13. d. am. ist Folgendes
zur Beachtung für die Ortspolizeibehörden hervorzuheben:

Das mit dem lb. Mai d. Js. in Kraft tretende Reiche-
oereinsgesetz vom 19. April 1908 (R. G. V. S. 151) stellt
sich als eine erschöpfende Regelung des Vereins- und Ver-
sammlungsrechtes nach seiner öffentlich rechtlichen Seite hin
“bar. Während es die bestehenden reichsgesetzlichen Vorschriften
mit susnahme der im § 23 Abs. 1 besonders ausgeführten
weiter gelten läßt (§ 23 Abs. 2), hebt es die öffentlich-recht-
lichen Bestimmungen der einzelsiaatlichen Landesgesetze über
Vereine und Versammlungen soweit auf, als sie nicht nach
der Vorschrift des § 24 ausdrücklich aufrecht erhalten werben.
Demgemäß hat inPreußen vom 15. Mai d. Js. ab das
Vereinsgesetzs vom 11. März 1850 nur noch Geltung sür
lirchliche und religiöse Vereine und Versammlungen sowie
(§ 10 der Verordnung vom 11. März 1850) für die Ver-
anstaltung lirchlicher Prozessionen, Wallfahrten und Bittgänge.

Während die Bestimmung des § 2 des Reichsvereinss
gesetzes, wonach ein Verein, dessen Zweck den Strafgesetzen
..-zuwiderläuit, ausgelöst werden kann, aus alle Vereine An-
wendung findet, liegen die im § 3 a. a.· D. bezeichneten Ver-
pflichtungen nur tenjenigen Vereinen ob, die eine Einwirkung
auf politische Angelegenheiten bezwecken. Der Begriff der
«politischen Angelegenheiten« ist enger als der Begriff der
öffentlichen Angelegenheiten im Sinne des§ 2 des Vereins-
gesetzes vom 11. März 1850.. Jm übrigen sind alle im
Reichstage und in der Kommission des Reichstages zur Be-
ratung des Entwurfes eines Reichsdereinsgesetzes gestellten
Anträge, die eine gesetzliche Definition des Begriffs der
politischen Angelegenheiten oder eine gesetzliche Einschränkung
dieses Begriffes bezweckten, abgelehnt worden, so auch ein in
der Kommission gestellter Antrag, der im Anschluß an die
Praxis des Reichsgerichts, insbesondere Strafsachen Band 16
S. 383, die politischen Angelegenheiten difinieren wollte, als
»solche, welche Verfassung, Verwaltung, Gesetzgebung des
Staates, die staatlichen Rechte der Bürgers und die inter-
nationalen Beziehungen der Staaten in .‑ sich begreifen-« Es
ist damit die genauere Feststellung dieses Begriffes-— der Praxis
und der Judiiatur überlassen worden. Gegenüber dem bis-
herigen preußischen Rechte ist für die Vereine dies Verpflichtung
zur Einreichung des Mitgliederverzeichnisses fortgesallen, es
ist von den politischen Vereinen außer der Satzung nur

 

 

noch das Verzeichnis der Vorstandsmitglieder sowie seite
Aenderung beider einzureichen. .

Die Bestimmung des § 4 des Reichsvereinsgesktzes be-
treffend die Wahllomitees, bedeutet gegenüber dem b sherigen
preußischen Recht eine vollständige Neuerung. Zu den Wahlen
im Sinne dieser Bestimmungen gehören außer den Wahlen
für die parlamentarischen und die lommnnalen Körperschasten
unter anderen auch die Wahlen für die Handel-stammerte-
Handwerkerlammerm Kaufmannsgerichte, Gewerbegerichte.,
Berussgenossetsschastem Krankenkasse-n Schiedsgerichte bei der
Invaliditäts- und Altersversicherung usw. .

Während § 1 der preußischen Verordnung vom 11. März
1860 alle Versammlurgem in welchen öffentliche Angelegen-
heiten erörtert oder beraten werden sollen, einerlei ob diese
Versammlungen öffentliche sind oder nicht, der Anzeigepflicht
unterwarf, unterliegen nach § ö des Reichsvereinsgesetzes der
Anzeigepflicht nur solche öffentliche Versammlungen, die zur
Erörterung politischer Angelegenheiten bestimmt sind.

Wie nach bisherigem preußischen Rechte ist auch nach
dem Reichsvereinsgesetz über die erfolgte Anzeige einer Ver-
sammlung sofort eine lostenireie Bescheinigung zu ertheilem
Erfolgt die Anzeige durch Telegramm mit bezahlter Rück-
antwort, so wird unter Benutzung der letzteren die Be-
scheinigung telegraphisch zu ertheilen sein. Die Unterlassung
der gesetzlich vorgeschriebenen Anzeige (Bekanntmachung) einer
Versammlung berechtigt die Polizeibehörde oder deren Organe
nach dem Reichsvereinsgesetz im Gegensatz zu dem bisherigen
preußischen Recht nicht zur Auflösung der Versammlung, hat
vielmehr nur die Bestrafung derjenigen Personen sur Folge,
welche eine solche Versammlung veranstalten oder leiten (§ 18
Ziffer 2 d. R. V. -G.). Die im § 6 Abs. 2 des Reichs-
vereinsgesetzes bezeichneten Wahloersammlungen und die im
s 6 Abs. 3 a. a. D. bezeichneten Versammlungen der Gewerbe-
treibenden, gewerblichen Gehilfen-usw. unterliegen »der Unzeigeis
pflicht nicht. Dagegen ist dies Polizeibehörde gemäß § 13
a. a. D. zur Entsendung von Beauftragten auch in solche
Versammlungen berechtigt, wenn diese sich als-. sdffxntliche
Versammlungen zur Erörterung politischer Angelegenheiten-
im Sinne des-§ 5 a. a. D. baeftellen. - -

Wenn das Reichsdereinsgesetzs seine Bestimmung enthält,
.. durch welche »ein Prämntivberbut isegeniiber .. Versammlungen
in geschlossenen Räumen zugelassen wurde, andrerseits aber
im s 1 den Reichsangehörigen nur das Recht gibt zu Binden,
bie den Strafgesetzen nicht zuwiderlausen, sich zu versammelns
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so folgt daraus, daß das Reichsvereinsgesetz den Rechts-
zustand, wie er schon bisher in Preußen bezüglich der Zu-
lässigleit des Präventivverbots bei solchen Versammlungen
nach der konstanten Judilatur des Dberverwaltungsberichts
bestand, in keiner Weise verändert. Ein solches Präventiv-
verbot ist also auch in Zukunft auf vereinsi und versammlungss
rechtlicher Basis nur dann zulässig, wenn mit der Veran-
staltung einer Versammlung von vornherein nachweisbar ein
ftrafgesetzwtdriger Zweck verfolgt wird.

Bezüglich der öffentlichen Versammlungen unter freiem
Himmel und der Aufzüge aus öffentlichen Straßen oder Plätzen
gibt § 7 des Reichsvereinsgesetzes im wesentlichen das bisher
in Preußen geltende Recht wieder mit der Maßgabe, daß die
Frist für die Einholung ter Genehmigung von 48 und 24
Stunden herabgesetzt und der Polizeibehörde im Falle der
Verweigerung der Genehmigung die Verpflichtung zur Er-
teilung eines kostenfreien Bescheids mit Angabe der Gründe
auferlegt ist. Jedoch wird es nach § 8 des Reichsvereins-
gesetzes zukünfttg als Veranstaltung einer Versammlung unter
freiem Himmel nicht anzusehen sein,l wenn sich an einer in
einem geschlossenen Raume abgehaltenen Versammlung einige
außerhalb dieses Raumes befindliche Personen beteiligen
oder wenn eine Versammlung die in einen geschlossenen Raume
berufen und dort zusammengetreten ist, ihre Verhandlungen
in einem damit zusammenhängenden, nach außen abgeschlossenen
Hof oder Garten verlegt, und zwar in letzterem Falle selbst
dann nicht, wenn diese Verlegunz vor der förmlichen
Konstituierung der Versammlung erfolgt. Dagegen kann
die Vorschrift des § 8 selbstverständlich dann keine An-
wendung finden, wenn besondere Umstände, wie etwa ein von
vornherein bestehendes Mißverhältniß zwischen der Größe
und Beschaffenheit des Versammlungsraumes und der Zahl
der zu erwartenden Theilnehmer, die Annahme gerechtfertigt
erscheinen lassen, daß die Einberufung der Versammlung in
den ges losseuen Raum . nur zur Umgebung der Bestimmungen
für Ver ammlun en unter freiem Himmel hat dienen fallen.
Voraussetzung it daher, daß der Versammlungsraum an
nnd für sich- geeignet für die Versammlung war und daß
später hinzugetretene Umstände das Abgehen von der ur-
sprünglichen Absicht, die Versammlung in dem geschlossenen
Raume abzuhalten, angezeigt erscheinen lassen.

Die polizeiliche Genehmigung von Aufzügen der Schützen-
gildem Umzügen von Studenten u. s. w., bei denen das
Tragen von Waffen (Gewehren, Rappiren) üblich ist, wird
ohne weiteres zugleich als die behördliche Ermächtigung zum
Erscheinen mit Waffen der fraglichen Art im Sinne des 5 11
des Reichsvereinsgesetzes anzusehen sein«

Die Bestimmung des § 4 Absatz 3 des preußischen
Vereinsgesetzes vom 11. März 1850, wonach den Beauf-
tragten der Polizei auf Erfordern durch den Vorsitzenden
der Versammlung Auskunft über die Person der Redner ge-
geben werden muß, ist in den § 13 des Reichsvereinsgesetzes
nicht übernommen worden. Hiernach besteht ein versamm-
lungsrechtlicher Anspruch der Polizei auf solche Auskünste
zntünftig nicht mehr. Selbstverständlich ist aber die Polizei
in besonderen Fällen, z. B. wenn es sich um die Feststellung
von strafbaren Handlungen handelt, berechtigt, die betreffenden
Persönlichkeiten festzustellen.

Das den Beauftragten der Polizei nach § 13 Absatz 2
des Reichspereinsgesetzes zustehende Recht auf Einräumung
eines angemessenen Platzes in der Versammlung darf nicht
in tieinlicher und lästiger Weise ausgenutzt werden. Sie
Beauftragten der Polizei können insbesondere-, wenn ihnen
ein anderer angemessener Platz eingeräumt wird, nicht bean-
spruchen, etwa gerade am Votstandstifch Platz zu nehmen.

H Wegebaues, sowe
Korporationen nicht bis zum 1. Januar 1908 bei der 

Die Befugniß der Beauftragten der Polizeibehörde zur Auf-
lösung einer Versammlung ist aus die im § 14 des Reiche
vereinsgesetzes unter Ziffer 1 bis 6 ausgeführten Fälle be.
schränit. Gegenüber dem geltenden preußischen Rechte fällt
wie schon oben hervorgehoben, die Befugniß zur Auflösunf
einer anzeigepslichtigen Versammlung wegen Unterlassung des
Anzeige weg. Außerdem sind die Beauftragten der Polizei-
behörde, »wenn in der Versammlung Anträge oder Vor-
schläge erörtert werden, die eine Aufforderung oder Ein.
reizung zu strafbaren Handlungen enthalten-« (s 5 der Ver-
ordnung vom 11. März 1850), gemäß § 14 Ziffer b del
Reichsvereinsgesetzes nur noch dann zur Auslösung berechtigt«
wenn diese strafbaren Handlungen sich als Verbrechen oder
nicht nur auf Antrag zu versolgende Vergehen im Sinne
des Reichsstrafgesetzbuches charakterisieren. Jn derartigen
Fällen wird übrigens im allgemeinen zunächst dem Leiter
der Versammlung, der nach § 10 des Reichsvereinsgesetzes
in erster Linie für Ruhe und Ordnung in der Versammlung
zu sorgen hat, die Verhütung weiterer Ausschreitungen,
nöthigenfalls durch Entziehung des Wortes, zu überlassen
sein, und die Polizeibeamten werden von der ihnen zu-
stehenden Aufliisungsbefugniß nur dann Gebrauch zu machen
haben, wenn der Versummlungsleiter der Ausschreitung nicht
entgegentritt oder sein Eingreifen erfolglos bleibt. Die
schriftliche Mittheilung d r Auflösungsgründe, welche der
Leiter einer aufgeiöften Versammlung von der Polizeibehörde
verlangen kann, muß mit größter Beschleunigung erfolgen,
da sie die Grundlage für das eventuelle Rechtsmittels
verfahren bildet.

Während § 8 des preußischen Vereinsgesetzes vom
11. März 1850, abgesehen von den Frauen, denen das
Reichsvereinsgesetz das volle Vereins- und Versammlungs-
recht nicht streitig macht, nur Lehrlinge und Schüler von
der Mitgliedschast bei politischen Vereinen und von der
Theilnahme an den Versammlungen oder Sitzungen solcher
Vereine ausschloß, dürfen nach § 17 des Reichsvereinss
gesetzes alle Personen, die das 18. Lebensjahr noch nicht
vollendet haben, nicht Mitglieder politischer Vereine sein und
weder in den Versammlungen solcher Vereine. snsern es sich
nicht um Veranstaltungen zu geselligen Zwecken handelt, noch
in öffentlichen politischen Versammlun en anwesend sein«
Die Theilnahme solcher jugendlichen Personen an Versamm-
lungen der bezeichneten Art berechtigt indessen die Polizei
nicht zur Auflösung der Versammlung oder zu irgendwelchen-
fonstigen Einschreiten gegen die Versammlung als solche.
Die Polizei kann vielmehr nur gegen dieeinzelnen jugendlichen
Personen selbst vorgehen, sie aus der Versammlung entfernen
und gemäß § 18 Ziffer 6 des Reichsvereinsgesetzes zur Be-
strafung bringen. Durch die Duldung jugendlicher Personen
in politischen Vereinen machen sich die Vorstandsmitglieder
nach § 18 Ziffer 5 strafbar.

Nr. 252. Oels, den 22. Mai 1908.
Vom Königlichen Proviantamt Ode wird noch weiter

Stroh gekauft. T s«

Nr. 253. Oels, den 26. Mai Is908.
Der Provinzialausschuß hat in seiner Sitzung am

6. Mai 1908 beschlossen, daß Jnaussichtstellungen von
Bauhilfsgeldern zur Unterstützung des Kreis- und Gemeinde-

t die betreffenden Beschlüsse der bauenden

Provinzialverwaltung eingegangen waren, bis zum 1. Ipril
1909 nicht ausgesprochen werden fallen.

Der Vorsitzende««-de"sT-«Kreisausfchuffes.
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Dei-, beu 2e. rnqi 1908.
Betrifft hie Frühxabrssüörung von -8uchtbullen.

Nachstehend brin e, ich die Termine sür die FrühjahrssBullenkürung zur Kenntniß der Bet li ten.
Die Bullen, begebe zur Anisrung gestellt werden« sind —- abgeseben von Stallkiirung Zadä Kommission, mit

Nasenrkngen versehen, am Musterungsorte vorzusühren Im Gehüfte des Bullenhalters wird die Körung nur dann vor-
genommen, wenn dies ausdrücklich bei mir in Antrag gebracht wird. Der Bullenbesitzer hat alsdann dafür Sorge zu
tragen, daß aus dem Gehöft Feuer zum Glühendmachen der Brenneisen (Schmledefeuer) vorhanden ist.

Die Herren Gemeindevorsteher haben diese Betanntmachung den Betheiligten sofort zur Kenntniß vorzulegen.
Wird der Körtermin nicht bei her Schmiede des Ortes abgehalten, fo hat der Ortsvorsteher dafür zu sorgen, daß

- Nr. 254.

 

 
 

  

    

 

  

 

   

ein brauchbares Koblenfeuer bereit ist.

’ Körtermin Name der betheiligten
Musterungsort l (95% 6mm). Drtfüafteu. l Bewertungen.

f I. Kürbezirk.
Schieibitz 4. Juni er.‚ 9‘/2 Uhr Borni. Schleibitz Schmiede.
Cunersdorf « .‚ .. » . „ Cunersdorf .
Stein » « » 103/4 „ .‚ Stein „

II. Kind-sind

Strehlitz 4. Juni cr., 9 Uhr Vorm. Streblitz " -. Schmiede
Peule . b. Juni er» 8% „ » Beute »
Langewtese ,_‚ » « » „ Langewiese « -

· III. Rürheairf.
Dominium gefiel 4. Juni cr., Z Uhr Nachm. stsel Domininlfchmiedr.
Dominium Pontwitz « » . „ « Pontwitz Brennerei.

vaichür » .- » 4 » « Bogschütz Schmiede.
Bartterey » » « b « « Bartierey Gasthaus

IV. Rörßeairl.
Reesewitz 4 Juni cr., 7 Uhr Vorm. Reesewitz Schmiede.
fleißig « „ « « 71 2 „ » Galbitz »
NiederoMühlwitz « « „ 8 „ « NiedersMühlwitz »

ObersMühlwitz » » .. 8‘/2 . » Ober-Mühlka «-
Schünuu - . « » 9 « « Schönen «
Buchwald · » » 10 „ .‚ Buch-could ..
Wottsdorf » » . 11 » . Woitsdorf «

v. Rörbeairt.

Rathe ‘ ö. Juni cr., 2 Uhr Nachm. Rathe .. « Schmiede..

Ober-schmollen « « . . 3 « » Friszrxxäsmollen fäcbmiehe mm bofimauu.

Üabeiniß » . « 4 » » Sabemitz s Schmiede-;

Vielguth . » .‚ » 5 ‚ „ NeusSchmollen · - Schmiede von starke.

. VI. Korb-sind » ·

Langenhof 4. Juni er, 81/: Uhr Vorm Langenhof Jm Gehöft besät-Gutsbesitzers
. . n.

K k » « « 9l ,, . Kraschen Im Gehöft der Bauerguts-
raschen " « - besitzerswitwe Bieneck.

Rieiusilßalterßborf . « » 10‘12 . » Klein-Waltersdorf Im Gehöxfzudseks Stellenbesitzers
a.

Prietzen « . » »- 111/: « „ Pricstzen Jm Gehöft des Stellenbesitzsrs
« uhrmann.

Klein-Mühlatschük 5. Juni er... 9 » „ Klein-Mühlatfchütz Jm Gehöft d.Freistellenbesitzer-s
. . Otto Dauben

Sir. 255. Berlin, den 6. Mai 1908. Aus naheliegenden Gründen, besonders auch mit Rücksicht
Nach dem Ergebnisse der Ermittelun en über die Neben- darauf , daß die Möglichkeit einer Krankheitsübertragung

beschäftigung der Leichentrüger (f. Srla vom 9. Januar nicht ausgeschlossen ist, erscheint es erwünscht, daß Personen

1906 —- M. 15968 G. I. G. 11.—-) gehören diesem Berufe aus den obengenannten Gewerbszweigen von der Ausübung

vielfach auch Personen an, die in Gewerben des Nahrungs- einer Tätigkeit als Leichenträger möglichst fern ehalten werden

und Senußmittelverkehrs und ähnlichen , die Verbreitung Jch erfuche ergebenst, in geeigneter Wei e darauf hin 
übertragbnrer Krankheiten begünstigenden Betrieben tätig find. zumuten, daß hiernach im dortigen Bezirke —- in den ge-



eigneten Fällen im Benehmen mit den kirchlichen Organen —-
verfahren wird. Hierbei mache ich darauf aufmerksam, daß
es dringend notwendig ist, die bestehenden Desinsektionss
vorschriften den Leichenträgern nnd ebenso den Leichen-
wäscherinnen (Totenfrauen) gegenüber streng zur Durch-
führung zu bringen. -

Der Minister der eiftlichen, Unterrichts-
nnd Medizina Angelegenheiten-.

Oels, den 2b. Mai 1908.
Die Ortspolizeibehörden erfuche ich auf Anordnung des

Herrn Regierungs-Si’räsidenten, sich zwecks Durchführung des
von dem Herrn Minister angeordneten Verfahrens erforderlichen
Falles mit den kirchlichen Organen zu verständigen, auch
dafür Sorge zu tragen, daß die nach Maßgabe der Be-
stimmungen des Reichs- nnd des Landessenchengesetzes für
die Leichenträger und Leichenwäfcherinnen in Frage kommenden
Desinfektionsvorschrifien Beachtung finden.

Sie. 256. Breslan, den 16. Mai 1908.

Bekanntmachung
betreffend die Statistik für die Wahlen zum

Hause der Abgeordneten. «
Wie in früheren Fällen, so sollen auch über die Ergebnisse

der diesjährigen Wahlen zum Hause der Abgeordneten
statistifche Erhebungen vorgenommen werden, deren Ausführung
dem Küniglichen Statistischen Landesamte in Berlin über-
tragen ist. Den Herren Wahlvorstehern werden die betreffenden
Formulare in nächster Zeit zugehen.

Um etwaigen Jrrtümern vorzubeugen, weise ich hiermit
ausdrücklich darauf hin, daß diese Erhebungen, welche sich der
Vollständigkeit halber auch auf die Parteistellung der Wahl-
mannskandidaten zu erstrecken haben, lediglich statistischen
Zwecken dienen. .

Der Regierungs-Präsident.
Wirkliche Geheime ObersRegiernngsrath

von Holwede.
Oels, den 23. Mai 1908.

Vorstehendes bringe ich hiermit zur öffentlichen Kenntniß.

Nr. 257. . Vereint-, den 28. April 1908.
Der Werth des als minderwerthig oder bedingt tauglich

befundenen Fleisches, das mangels geeigneter Verkaufsräume
(Freibünlen) nicht als Nahrungsmittel verwendet werden
kann, ist so erheblich, daß die allgemeine Einrichtung von
derartigen Räumen unbedingt erforderlich erscheint.

Für den Verkauf auf ber Freibank kommt nicht nur
das Fleisch solcher Tiere in Betracht, das von Fleischern als
gesund geschlachtet und erst nach der Schlachtung als minder-
wertig oder bedingt tauglich befunden worden, sondern auch
das leifch von zieren, bie aus Anlaß eines Krankheitsfalles
gesch achtet werden müssen.

Die Errichtung von Freibänlen liegt deshalb nicht nur
im Interesse einer am Orte befindlichen Fleischerei,. sondern
ist auch deshalb notwendig, weil den Viehbesitzern Gelegenheit
gegeben ererden muß, rotgeschlachtete Tiere gegebenenfalls aus
der Freibank zu verwerten.

Demgegenüber tommen die Ionen, zumal sie durch die
Erhebung von Geoühren für die Benutzung der Verkaufs-
t{Erinnere unb bie Einrichtungen gedeckt werden können, nicht in
rage.

Der Zahl der Fleischereien in einem Orte wird auf bie
Errichtung von Freibänken allerdings deshalb ein maßgebender
Einfluß einzuräumen sein, weil diese Zahl einmal für die
gewöhnlichen Schlachtungen, anderseits aber auch für die
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Notschlachtungen bestimmend ist. Die Fleischer find nämlich
nicht selten genötigt, ihren Hunden, »die ihnen die gesunder
Tiere liefern, auch bie nomefchlachteien oder kranken abzu-
nehmen, oder doch für deren Verwertung Sorge zu tragen.

Demnach ersnche ich, in sämtlichen Gemeinden, in denen
ch drei oder mehr Fleischereien, denen die Gaftwirtfchnseeq

mit Fleischereibetrieb zuznrechnen find, befinden, die Errichtung
fester Freibänke zn veranlassen.« Dies gilt auch dann, wenn
in geogravhisch zusammenliegendenz politisch aber nicht zu-
sammengehörenden Ortschaften mindestens drei Fleischereien vp.
vorhanden sind. Die Freibaniordnnngen sind nach Maßgabe
des mit einer Rundverfügung vom 28. 10. vorigen Jahres
—- I A. III. 14700 —- mitgeteilten Ministerialerlasses vonr
17. 8. vorigen Jahres nnd seiner Anlage zu beschließen und
zur Genehmigung einznreichen.

Jn Ortschaften, in denen nur eine oder zwei Fieischereierr
pp. vorhanden sind, genügt die Errichtung freibankähnlicher
Einrichtungen oder fliegender Freibänke,

Der wesentliche Unterschied der freibankiihnlichen Ein-
richtung von der festen Freibanl besteht darin, daß bei der
ersteren ein Zwang zum Berian des beanstandeten Fleisches
in einem bestimmten, dauernd zur Verfügung gestellten Raume
auf ben Eigentümer nicht ausgeübt werden kann unb bei
Erlaß einer formellen Freibanlordnung sich erübrigt.

Für die freibankäirnlichen Einrichtungen sind die Gegen-
stände zu beschaffen, die für die sachgemäße Verwertung des
beanstardSten Fleisches erforderlich sind, hierzu gehören ein
Gestell mit eisernen Haken zum aufhängen d:s Fleisches,
im Hackilotz, ein Fleischbeil, Messer, eine Waage und ein Tisch.

Ferner sind zu beschaffen ein Kessel, in dem bedingt
taugliches Fleisch gekocht oder Fett ausgebraten werden kanns
sowie einige verschließbare Pökelfässer.

Sofern mehrere Gemeinden sich zur Beschaffung der ge-
nannten Einrichtungsgegenstände vereinen mit der Maßgabe»
daß die Gegenstände je nach Bedarf in die eine oder andere
Ortschaft verbracht und dort verwendet werden, würde es
sich um fliegende Freibanlen hard:ln.

Zum Schluß bemerke ich, daß nicht nur für die Be-
nutzung der festen Freibünte, sondern auch für Die Benutzung
der freibankähnlichen Einrichtungen und fliegenden Freibänte
Gebühren zur Deckung derKosten einschließlich Verzinsung
und Tilgnng des Anlagelapitals erhoben werden iönnen.

Der Regierungs-Präsident «
Oels, den 22. Mai 1908.

Vorsiehendes bringe ich hiermit zur Kenntniß der Orts-
polizeibehörden Für die Errichtung fester Freibänke kommen
die Städte Hundsfeld und Julinsburg nnd die ländlichen
Ortschaften GroßiZöllnig, Bielguth, Lampersdors Fürsten-
Ellguth und Prietzen in Betracht.

Der Ministerialerlaß vom 17. August v. Js. ist im
Kreisblatt für 1907 auf Seite 216 abgedruckt. Die Orts-
polizeibehörden wollen die Gemeindebehörden der genannten
Ortschaften veranlassen, eine Freibankordnung zu erlassen und
mir bis spätestens zum 1. Juli d. Js. in doppelter Uns-
fertigung vorlegen.

Für die übrigen ländlichen Ortschaften genügt die Eri-
richtung einer freibaniähnlichen Einrichtung-

Bis zum 1. Oktober d. Js. wollen mir die Or tspolizeis
behörden (mit Ausschluß der Städte Oels und Bernstadts
über den Stand der Ungelegenheit in ihren Amtsbezirten

 

berichten.

Nr. 258. am. ben 21. Mai 1908.
Der Trichinenfchaner um in Rathe ist gestorben. « An seiner Stelle habe ich den Schneidermeister Paul Hilfst-ex

steure einer wenng-
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Beilage zu Nr. 23 des Oelfer Kreisblattes.
 

{Statue ais TeichiueUIchauek für Hausschtachtuugeu sur vie
Ortschaften Rathe und Schloß Oels bestellt.

Nr. 259. Breslau, den 28. April 1908.
Bekanntmachung. «

Auf Antrag der Königlichen Eisenbahndirettion in
Breslau wird folgendes znr öffentlichen Kenntnis gebracht.

Die durch Ueberfahren von Fuhrwerten auf Wege-
übergängen vorkommenden Unfälle häufen sich in letzter
Zeit sowohl auf Haupts als auch auf Nebenbahnen in
auffallender Weise-.

Die Schuld trifft oft die Geschirrführer. Wiederholt
versuchten diese, namentlich auf den unbewachten Wege-
übergängen der Nebenbahnen, noch vor den Zügen, deren
Geschwindigkeit sie unterschätzien, über den Bahnlörper zu
tommen,· sie öffneten zu diesem Zwecke wohl gar die
Ueberwegsschranten eigenmächtig. Jn anderen Fällen achteten
Geschirtsührer, vom Wagens-laue verdeckt, plaudernd, an-
getrunten oder schlafend, nicht auf die Annäherung an
die Bahn, auf die Züge und Signale und gerieten ent-
weder unmittelbar oder nach dem Durchbrechen geschlossener
Wegeschranten vor den Zügen auf die Gleise, oder blieben
auf dem Bahnkörper stehen und wurden von den nieder-
gehenden Schranken eingeschlossen, oder fuhren von ihrem
Fahrwege abbtegend auf dem Bahniörper statt auf der
Straße weiter.

Zur Verhütung von Unglücksfällen weise ich darauf
bin, daß Zuwiderhandlungen gegen die Bestimmungen des
§794I der Betriebsordnung nicht stillschweigend zu dulden,
sondern unabsichtlich zur Anzeige zu bringen sind.
I Der § 794 der Eisenbahn-könn- und Betriebsordnung
autet:

»Es ist untersagt, die Schranken oder sonstige Ein-
friedungen eigenmächtig zu öffnen oder zu überschreiten-  

etwas darauf zu legen oder zu hängen. Solange die
Uebergänge geschlossen sind, wenn an den mit Zugschranten
versehenen Uebergängen die Glocke ertönt oder wenn ein
Zug sich nähert, müssen Fuhrwerte und Tiere an den
Warnungstafeln, wo solche fehlen, in angemessener Entfernung
von der Bahn angehalten werden« Fußgänger dürfen bis
an die Schranken der damit versehenen Uebergänge heran-
treten.«

Der Regierungs-Präsident
Wirkliche Geheime Ober-Regierungsrat

von Holwedr.

Nr. 260. Oels, den 22. Mai 1908.

Das Bestreben des Vereins für den Unterricht und die
Erziehung Taubstummer in Breslau ist darauf gerichtet,
daß sämtliche schulpflichtigen taubstummen Kinder des Bezirks
iuI seiner Anstalt Aufnahme finden. Jch ersuche, nach
Möglichkeit darauf hinzuwirken, daß alle sehr schrerhörigen
-- so schwerhörig, daß sie in der Volksschule nicht unter-
richtet werden können, —- taubstummen und an Genickstarre
ertaubien Kinder-, soweit sie im schulpflichtigen Alter stehen,
unmittelbar bei dem Leiter der Taubstummens Erziehungs-
und Unterrichtsssinstalt Breslau, Sternstraße Nr. 32/34
zur Anmeldung gebracht werden.

Nr. 261. Oels, den 25. Mai 1908.
Der Herr Minister des Innern hat dem Arbeits-

ausschuß der Aussiellung für Handwertstechnit und land-
wirtschaftliche Gewerbe zu Königsberg in Preußen die
Erlaubnis erteilt, in Verbindung mit der diessährigen
Ansstellung eine öffentliche Verlosung von Ansstellungsi
gegenstanden zu veranstalten und die Lose in der ganzen
Monarchie zu vertreiben.

Der Königliche Landrath.
Graf Los-with

B. Bekanntmachungen anderer Behörden.

- Göttin den 26. Mai 1908.

Bekanntmachung. : « -
Unter dem Schwarzviehbestande des Stellenbesitzers

Patent zu Göttin ist die Schweineseuche erloschen. Die
Sperrmaßregeln werden hiermit aufgehoben.

Unter dem Schwarzviehbestande des . Stellenbesihers
Schartmann in Wildschüh ist der Rothlauf ausgebrochen.
Desinfettionss und Schutzmaßregeln sind angeordnet.

Der Unsinn-stehen
von Bluff
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Der Saatenstand Mitte Mai 1908 im Kreise Oelsx

 

sehr gering.
    

 

  
Yaiurtoie

baden in allen Preiilagen sofort billig abzugeben

Itradnuer Tonwerke G. m h Y»
Strndan bet Conth i. Schl. « s

Jagdverpachtung
Die Jagdnttznnq in dem Jagd-
mm I der Gemeinde Prtetzem
Kreis Den. von über 250 ha Grund-
flache wird am l4. Juni b. I»
nnehwittngB 4 Uhr tm Pohiitichen
Gasthanle hteeieldft öffentlich tnetfts
dtetend verpachtet werben. Dte Pacht-
dedinqnngen ltegen ans nnd weiden -

, ten Tenntn noch-noli betanntgemacht
wer ca.-

ttebem den 25. Mat-·1·908«.78»

« Der smmaem  

     
Dr. Blenck, Präsident

Flachwerlie

 

Dünne Bretter
zum Zniamtnenichlagen von letchten
Beeinndltften (namentlich für Stumm),
Berichalen von Wänden um. zn haben in

Ludwig! Bnchdrnckeret. -

Gnrteuschllimhe,
Garten-formen

 

letztere verste«lldar, tn den verschiedensten M
Dimensionen empfiehlt um“:

Paul Speien-unles-

   
Köuigliches stattsttsches Landes-amt.

  

 KleinonmneisteenndJnftallatenn

Beantachtnnasziffern (Noten): 1 = sehr aut 2.-— gut, 3 = mittel (durcbiebntttltcb), 4.—.-3-6“an 5 =

Durchschnittsnoten » . »
Fku cbtatfen. für den Unzahl der von den Vertrauensmannern abgegebenen Noten

Staat Reaternngss _ h .

Preuss-U Vkägiäkx 1 [1——2I 2 [2-3l 3, |.3-—4|‚ 4 |4-..s -| 5

Winterweizen ...... 2,5 2 5 5 1 1
Sommerwetzen ...... 2,7 2,6 3 3
Winterfpelz (Dintel). 2,3 _
Winterroggen ...... 2,7 2 9 3 1 3
Sommerroggen ....... 2 7 " 2,6 2 3
Sommergerste .« ..... 2 5 2,4 4 1 1
Hafer .......... 2,6 2-5 3 2 1 -

Erbsen ......... 2 7 2 5 3 2
Arles-dehnen ....... 2,8 2 5 4 1

Wjckcn ......... 2 7 2 is . 3 3

Kartoffeln ........ - 2,8 28 . E- 1
Zuckereüden ....... 2.6 2 7 1 1
Winterraps und Rübsen . . 2,7 2.8 4 l 1

Fluche (Beta) ...... 2 8 2 (5 3 . 3 -
.......... 25 3.0 3 - 2 1 l

Luzerne ......... 2 4 2 8 3 1 · 1 .

Bewässernngs-(Riesel-)Wiesen 2 4 2 6 2 1 _

Andere Wiesen ...... 2,255 2‚9 2 1 3 i

Plüss- see-user- Kitt .
ist das beste zum Kitten
zerbrochener Gegenstände.
Zu haben bei: G. LIGbOSkifld,

Oels, Richard Ihre" Germania-
Drogerie, Oels,K.lascilstto,Festen--
berg, Garl Nougabauar, Bernstadt

Kompeette m ver, Stadt Oele
am Sonnabend, den 93. Mai 1908.
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Weizen, gelb Miso 19
Rog en ..... 1850 17 so 17
Ge te ...... 16 50 15 50 14

- afer ...... is 50 14 80 14
. ocherbsen, grlb. 28 — —- — 24

Speisebohnety wetße 24 — —-— — 20
åßwtimwie!..... 72 — «- ‘— do

a n —- — —- 3
chtstrob ..... 6—» ---— JO-

Krnmmsttoh — —- — — -— —-
" 840 --— 8-

uttertl8th) '„80 ---— 246
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